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Abstract 
Veränderungen politischer Öffentlichkeit gehören zu den in der Literatur intensiv disku-
tierten Folgen des Internets und der Online-Kommunikation. Ein Grund hierfür sind die 
besonderen Strukturmerkmale von Online-Kommunikation, die die Realisierung direkt-
demokratischer Bürgerbeteiligung, die unter den Rahmenbedingungen klassischer Mas-
senmedien in repräsentativen Demokratien nur unvollkommen möglich ist, plötzlich 
greijbar erscheinen lassen. Während die theoretische Debatte bisher die grundsätzlichen 
Chancen und Risiken der Online-Kommunikation für den öffentlichen Diskurs und die 
politische Kommunikation herausgearbeitet hat, liegen bislang nur begrenzt verlässliche 
empirische Ergebnisse zu den möglichen Folgen des Netzes in diesem Bereich vor. Ins-
gesamt lassen sich bestimmte Verschiebungen in der politischen Mediennutzung, in der 
Themenwahrnehmung und im öffentlichen Diskurs beobachten. Diese Veränderungen 
folgen dabei eher einem evolutionären als einem revolutionären Schema. Es überwiegen 
Befunde, die aus normativer Perspektive ,positive' Folgen konstatieren, wobei hinsicht-
lich der langfristigen Entwicklung politischer Öffentlichkeit auf Basis der bisherigen 
Forschung noch kaum Aussagen getroffen werden können. 
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1 Problemaufriss: Internet und politische Öffentlichkeit 
Von Beginn der Internet-Ära an stand bei der Diskussion über die Chancen der Online-
Kommunikation deren vermutete politische, gesellschaftsverändemde Kraft im Zentrum. So 
formulierte Al Gore im März 1994 seine Vision von der Bedeutung der von ihm politisch geför-
derten, auf dem Internet basierenden „Global Information Infrastructure" (GII): 
Online-Kommunikation und politische Öffentlichkeit 37 
"The Gil will not only be a metaphor for a functioning democracy, it will in fact promote 
the functioning of democracy by greatly enhancing the participation of citizens in deci-
sion-making. And it will greatly promote the ability of nations to cooperate with each 
other. I see a new Athenian Age of democracy forged in the for a the Gil will create." 
Aus dieser wie auch aus zahlreichen ähnlichen Aussagen wird zum einen die Bedeutung des In-
ternets und seiner Kommunikationsoptionen (,Foren der Demokratie') fur die politische Öffent-
lichkeit und den politischen Prozess deutlich, zum anderen zeigt sich daran die starke normative 
Komponente der Debatte um das demokratische Potenzial von Online-Kommunikation, die sich 
primär an einem Modell deliberativer Öffentlichkeit orientiert. Im Modell der deliberativen Öf-
fentlichkeit, das sich theoretisch auf Habermas (1991) zurückfuhren lässt, ist die herrschaftsfreie 
und intensive Teilhabe möglichst vieler Bürger, beruhend auf einer weitgehenden Gleichheit der 
Teilnahmechancen am politischen Diskurs, ein zentrales Qualitätskriterium demokratischer Öf-
fentlichkeit (Peters 2002: 24-25). Gerhards und Neidhardt (Gerhards 1998: 269; Gerhards & 
Neidhardt 1993: 60-61) definieren Öffentlichkeit auf dieser Basis als ein Kommunikationssy-
stem, das es Akteuren erlaubt, Informationen und Meinungen auszutauschen, und das durch sei-
ne Eigenschaften die Herausbildung öffentlicher Meinungen zu spezifischen Problemen ermög-
licht. In diesem Öffentlichkeitsverständnis liegt die Betonung auf der Validierung der politi-
schen Entscheidung. Darüber hinaus werden der Öffentlichkeit noch weitere demokratierelevan-
te Funktionen zugesprochen (Imhof 2003), wie die Herstellung von Transparenz (z.B. durch 
Thematisierung, Agenda-Setting) oder die möglichst enge Bindung der Entscheidungsträger 
{Orientierungsfunktion) an die öffentliche Meinung (Responsivität). 
Theoretisch lässt sich das Konstrukt der Öffentlichkeit nicht von den Prinzipien demokrati-
scher Gesellschaftsordnungen trennen: Bereits in den Anfangen der Demokratie in den grie-
chisch-antiken Stadtstaaten war die Möglichkeit der öffentlichen, allen Bürgern zugänglichen 
Diskussion gemeinschaftsrelevanter Fragen ein konstituierendes Element von Demokratie 
(Guggenberger 1995). Im Zuge der Aufklärung wurde dann die Freiheit, die eigene Meinung in 
öffentlicher Rede ungehindert zu äußern, nicht nur zu einem Zeichen der Mündigkeit der Bür-
ger, sondern auch als Voraussetzung anerkannt, auf deren Basis vernünftige politische Entschei-
dungen getroffen werden können (Imhof 2003). Die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts, die Freiheit der Medien als Demokratie konstituierend zu deklarieren, bewegt sich in die-
ser gedanklichen Tradition. Sie beruht auf der Erkenntnis, dass Öffentlichkeit längst nicht mehr 
nur in der individuellen Interaktion auf der Mikroebene und in der Versammlungsöffentlichkeit, 
sondern in modernen Massendemokratien vor allem auch massenmedial entsteht. 
Diese zunehmende Bedeutung der Massenmedien fur die Herstellung von Öffentlichkeit 
stellt fur die Legitimität der Demokratie jedoch eine erhebliche Herausforderung dar. Durch die 
Gatekeeper-Funktion der Massenmedien ist der Zugang zur Öffentlichkeit an die Logik der 
massenmedialen Selektion geknüpft. Für Akteure, Themen, Positionen, die nicht in diese Logik 
passen, ist es schwierig, öffentliche Aufmerksamkeit zu erlangen. Damit ist die Transparenz-
funktion von Öffentlichkeit gefährdet. Auch die Orientierungsfunktion der Massenmedien ist 
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aus verschiedenen Gründen zu problematisieren: Zum einen ist hier der Einfluss ökonomischer 
Interessen zu nennen, der dazu fuhrt, dass nicht allein die Relevanz darüber entscheidet, ob eine 
Meinung medial verbreitet wird. Zum anderen ist aber vor allem die These, dass Massenmedien 
aus strukturellen Gründen überhaupt nicht in der Lage sein können, eine auf rationalem Diskurs 
beruhende öffentliche Meinung herzustellen, ein schwerwiegender Einwand. Demzufolge kann 
aufgrund der fehlenden Möglichkeiten zur interaktiven, deliberativen Debatte in den Massen-
medien eine rationale Validierung der Argumente nicht stattfinden und damit auch keine öffent-
liche Meinung entstehen. 
Vor diesem Hintergrund sind die hohen Erwartungen nachvollziehbar, dass die Online-
Kommunikation mit ihren niedrigen Zugangshürden und ihrem hohen Interaktionspotenzial 
nicht nur zur politischen Transparenz beiträgt, sondern vor allem auch die deliberative Validie-
rung politischer Entscheidungen vorantreibt und damit die Basis fur eine engere Bindung der 
Entscheidungsträger an die öffentliche Meinung geschaffen wird. Allerdings wurden solche Er-
wartungen schon häufig an Medieninnovationen herangetragen und bisher selten erfüllt (ein 
Beispiel sind die partizipatorischen Erwartungen Brechts an das Radio: Brecht 1975). 
Abbildung 1: Internet und politische Kommunikation - Forschungsfelder, Annahmen und 
forschungsleitende Fragen 
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In diesem Beitrag sollen die aus Bürgerperspektive relevanten Aspekte politischer Öffentlichkeit 
unter den Bedingungen der Online-Kommunikation umrissen werden (Abbildung 1): Wie ver-
ändern sich grundsätzlich die politischen Kommunikationsoptionen für die Bürger? Welche 
,Medien' stehen ihnen in ihrem Nutzungsalltag zur Verfügung und wie gehen sie mit den neuen 
Kommunikationsoptionen um? Welche Rolle spielen heute Online- und Offline-Medien für die 
öffentliche Kommunikation der Bürger? Welche Effekte hat das veränderte Medienumfeld auf 
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den öffentlichen Diskurs? Welche politischen Medienwirkungen kann man der Online-
Kommunikation zuschreiben? 
Zur Beantwortung dieser Fragen soll in einem ersten Abschnitt theoretisch erörtert werden, 
wie sich aus Bürgerperspektive die Rahmenbedingungen der Medienöffentlichkeit durch die 
Optionen der Online-Kommunikation konkret verändern. Anschließend wird der aktuelle For-
schungsstand zur Nutzung des Netzes durch Bürger für ihre Beteiligung am politischen Prozess 
präsentiert. In einem dritten Abschnitt werden die bisherigen Erkenntnisse zu den weiter rei-
chenden Folgen und Wirkungen der Online-Kommunikation auf die Bürger und den öffentli-
chen Diskurs vorgestellt. 
2 Theoretische Grundlagen: Strukturelle Veränderungen 
von Öffentlichkeit durch das Internet 
Es ist theoretisch gut begründbar, dass Online-Kommunikation die Kommumkationsmöglichkei-
ten der Bürger deutlich erweitert. Deswegen ist es auch plausibel, dass dies Folgen für die Form 
und den Inhalt ihrer öffentlichen politischen Kommunikation haben könnte. Neben Autoren, die 
die Chancen der Online-Kommunikation für die Demokratie betonen (Browning 1995; 
Scammell 2000), finden sich andere, die mögliche Probleme und negative Konsequenzen des 
Netzes für die politische Kommunikation identifizieren (Noam 1999; Tsaliki 2002). Die immer 
wieder thematisierten praktischen Probleme mit Inhalten (z.B. politischer Extremismus) und den 
Strukturen des Netzes (Spam, Datenschutz etc.) belegen, dass Netzkommunikation Risiken mit 
sich bringt, die auch demokratische Gesellschaften vor die Herausforderung stellen, kontrollie-
rend und regulierend einzugreifen. 
Die Möglichkeit für Bürger, sich aktiv am öffentlichen Diskurs über gesellschaftlich rele-
vante Probleme zu beteiligen, ist nach dem oben dargelegten Verständnis von Öffentlichkeit ei-
ne Voraussetzung für ihre Wirksamkeit im politischen Prozess. Da allein aufgrund der quantita-
tiven Asymmetrie zwischen politischem Personal und Bürgern eine persönliche Kommunikati-
on in „Encounter-" bzw. „Begegnungsöffentlichkeiten" sowie eine Ebene darüber in Versamm-
lungsöffentlichkeiten nur in Ausnahmefällen zu realisieren ist, spielte bisher die „Medienöffent-
lichkeit" (zur Unterscheidung der Ebenen siehe Neidhardt 1994) die wichtigste Rolle. Hier fin-
det sich ein erster Ansatzpunkt für mögliche strukturelle Veränderungen von Öffentlichkeit 
durch Online-Kommunikation: Durch die computerbasierte Kommunikations-Infrastruktur wird 
eine Vielfalt an Medien ermöglicht, deren Hybridcharakter (Höflich 1997) die scharf gezogenen 
Grenzen traditioneller Kommunikationsformen auflöst und eine Vielzahl neuer Formen der 
Kommunikation ermöglicht. Diese können unter Umständen auch helfen, normative Ansprüche 
an eine möglichst breite und intensive Beteiligung der Bürger einzulösen. Erstes zentrales 
Merkmal von Öffentlichkeit ist in diesem Zusammenhang die Unabgeschlossenheit des Publi-
kums (Habermas 1962: 52-53) - grundsätzlich kaxm jeder Teil des Publikums sein, es gibt keine 
definierte Mitgliedschaft (Gerhards & Neidhardt 1993: 61). Man kann diese Anforderung auch 
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als freien Zugang zur Teilhabe am öffentlichen Diskurs verstehen, der unter den Bedingungen 
der klassischen massenmedialen Öffentlichkeit vielfach beschränkt war und in der Regel indi-
rekt über professionelle Gatekeeper erfolgte. In Online-Umgebungen dagegen kann dieser Zu-
gang nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch deutlich erleichtert werden. 
Verknüpft mit der Unabgeschlossenheit ist zweitens die Egalität der am öffentlichen Diskurs 
beteiligten Akteure (Gerhards & Neidhardt 1993: 61): Debatten in der Öffentlichkeit sollen nicht 
an spezielle Rollenanforderungen, an Expertenwissen oder sozialen Status geknüpft sein. Einzi-
ge Voraussetzung ist die Beherrschung und Verwendung sprachlich-kommunikativer Alltags-
fertigkeiten. Auch hier gibt es Autoren, die der Online-Kommunikation durch die Herrschafts-
freiheit und niedrige Zutrittsschwellen zu zahlreichen medialen Äußerungsformen einen positi-
ven Einfluss auf öffentliche Kommunikation zuschreiben (Brants 2005). 
Drittes zentrales Merkmal von Öffentlichkeit ist die Diskursivität der Kommunikation: Es 
wird mit nichts anderem als Sprache und Argumenten interagiert, andere Medien wie Macht 
oder Geld spielen keine Rolle (Gerhards 1995; Gerhards & Neidhardt 1993; Habermas 1962). 
Ziel ist eine so gut wie möglich begründete öffentliche Meinung, die eine optimale politische 
Entscheidung durch das politische System legitimiert. Insbesondere hier lassen sich gegenüber 
klassischen Massenmedien Potenziale der Online-Kommunikation ausmachen, denn anders als 
Fernsehen oder Tageszeitung ermöglichen Online-Medien gleichberechtigte Interaktion zwi-
schen Bürgern, und das im Prinzip ohne räumliche und zeitliche Beschränkungen (Brants 2005; 
Marschall 1998; Schweiger & Weihermüller 2008). 
Diese Potenziale des Internets auf Basis von Öffentlichkeitstheorien sind in der Literatur be-
reits früh beschrieben (Scherer 1998) und durchaus auch kontrovers diskutiert worden (Beck 
2006; Dahlberg 2001). Inwieweit sie sich im Laufe der Verbreitung von Online-Medien jedoch 
auch realisieren und Öffentlichkeit, öffentliche Meinung und den politischen Prozess erkennbar 
verändert haben, soll im Folgenden auf Basis des Forschungsstandes zur Nutzung von Online-
Kommunikation durch Bürger und zu den Wirkungen dieser neuen Kommunikationsmittel auf 
den politischen Diskurs vorgestellt werden. Hinsichtlich der Deskription der politikbezogenen 
Nutzung von Online-Kommunikation durch die Bürger liegt der Schwerpunkt auf Deutschland, 
hinsichtlich der verschiedenen Wirkungen wird jedoch der internationale Forschungsstand refe-
riert, da sich zum einen die Forschungslage in Deutschland als unzureichend darstellt und da 
zum anderen die Annahme plausibel erscheint, dass die grundsätzlichen Wirkprozesse kultur-
übergreifend Gültigkeit besitzen. 
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3 Forschungsstand: Nutzung politischer Online-Angebote 
durch die Bürger 
3.1 Grundfragen und Entwicklung der Nutzung von Online-Angeboten 
Bei allen im Folgenden vorgestellten Forschungsergebnissen und Erkenntnissen ist zu beden-
ken, dass die Diffusion der Online-Nutzung in unserer Gesellschaft nicht abgeschlossen ist und 
dass vor allem praktisch alle Kommunikationsformen im Netz einem ständigen Wandel und 
schneller Weiterentwicklung unterliegen. Studien aus der Frühzeit der empirischen Online-
Forschung (Mitte bis Ende der 1990er-Jahre) sind aufgrund der (kleinen) Minderheit an Online-
Nutzern mit ihrem speziellen Profil (jung, männlich, hoch gebildet, akademisches Umfeld) nur 
begrenzt verallgemeinerbar auf die heutige Gesamtheit der Internet-Nutzer und ihre Online-
Nutzung. Gerade in einem solchen sich dynamisch entwickelnden Realitätsbereich sind die Er-
gebnisse jeder Untersuchung jeweils an den zeitlich-gesellschaftlichen Untersuchungskontext 
gebunden - so bezieht sich der Großteil der empirischen, politik- und wahlkampfbezogenen On-
line-Forschung auf die teilweise sehr spezielle US-amerikanische Politik. Deshalb muss jeweils 
im Einzelfall geprüft werden, inwieweit eine Verallgemeinerung oder Übertragung auf andere 
politische, gesellschaftliche oder historische Kontexte möglich und sinnvoll ist. 
Die Nutzung des Netzes durch Bürger fur Zwecke der politischen Kommunikation ist die 
notwendige Voraussetzung für mögliche Wirkungen von Online-Kommunikation auf die Öf-
fentlichkeit. Strukturell unterscheiden sich Online-Angebote durch die grundsätzliche Art, wie 
der Kommunikationsprozess verläuft: Bei klassischen Massenmedien beschränkt sich die Nut-
zeraktivität auf die anfängliche Selektion einzelner Angebote. Nachfolgend werden sie dann 
überwiegend als Push-Angebote in Form von Komplettangeboten einzelner Medienorganisatio-
nen frei Haus (und als TV und Hörfunk größtenteils kostenlos) geliefert. Online-Angebote sind 
hingegen überwiegend Pull-Angebote, die sich der Nutzer in einem fortwährenden Selektions-
prozess selbst aktiv sucht und zusammenstellt, auch wenn neue Formen von Push-Diensten (z.B. 
RSS-Feeds) im Netz an Raum gewinnen. Diese strukturelle Veränderung fuhrt dazu, dass der 
Wettbewerb um die Aufmerksamkeit der Nutzer zunimmt und sich dadurch auch die politisch 
relevanten Online-Angebote von herkömmlichen Medienangeboten in Gestaltung und Inhalt 
deutlich unterscheiden (zu den grundsätzlichen Modi der Online-Kommunikation siehe den Bei-
trag von Beck in diesem Band). 
Die Frage, welche Rolle sich Online-Medien im Gesamtangebot an Informationsquellen er-
obert haben, ist zumindest in quantitativer Hinsicht relativ gut erforscht. So werden seit den spä-
ten 1990er-Jahren in allen großen Rezipientenbefragungen Indikatoren erhoben, die Aufschluss 
darüber geben, wie intensiv die Menschen welche Kommunikationsformen in welchen Zusam-
menhängen nutzen. Eine besondere Rolle in Deutschland spielen hierbei, neben nur teilweise öf-
fentlich zugänglichen Daten der kommerziellen Forschungsinstitute (z.B. Nielsen, GfK), die 
jährlichen Befragungen der ARD-ZDF-Arbeitsgruppe Multimedia (zuletzt van Eimeren & Frees 
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2009), welche die Entwicklung der Internet-Nutzung seit 1997 kontinuierlich mit wechselnden 
Schwerpunkten aufzeigen. Längerfristige Beobachtungen mit Fokus auf politischer Kommuni-
kation und mit umfangreicherer Erhebung nicht nur von politischen Online-Nutzungs- sondern 
auch von individuellen Einstellungsvariablen werden für die USA seit etwa 2000 durch das Pew 
Internet and American Life Project des Pew Research Centers (http://people-press.org) bereitge-
stellt. In Deutschland bietet z.B. der ALLBUS (http://gesis.org) für manche Jahre neben politi-
schen Einstellungs- auch Mediennutzungsindikatoren (vgl. Kaczmirek & Raabe in diesem 
Band). 
Die meisten Studien beschränken sich auf die Ermittlung der Nutzung des Internets für In-
formationszwecke. ,Nutzung' bedeutet jedoch für online-basierte Kommunikation - im Gegen-
satz zum klassischen Nutzungsbegriff im Rahmen der Massenkommunikationsforschung - nicht 
alleine (1) die mehr oder weniger passive Rezeption von Medienangeboten, sondern auch (2) 
aktiven Einsatz von Online-Medien zur Kontaktaufnahme und Kommunikation mit Anderen in 
dyadischen Beziehungen und in Kleingruppen sowie zur (3) im engeren Sinne öffentlichen', 
sprich (potenziell) öffentlich sichtbaren politischen Äußerung und zur politischen Partizipation 
über Online-Medien (Emmer 2005: 79-81). Eine breite Datenbasis mit explizitem Schwerpunkt 
auf politischer Online-Kommunikation, bei der ein solcher erweiterter Nutzungsbegriff explizit 
berücksichtigt wird, stellt das DFG-Projekt „Politische Online-Kommunikation" an der TU Il-
menau seit dem Jahr 2002 zur Verfügung (http://www.politische-online-kommunikation.de). 
3.2 Online-Medien als Quelle politischer Informationen 
Die Nutzerzahlen und die Nutzungszeiten des Internets sind zwar insgesamt kontinuierlich ge-
stiegen (van Eimeren & Frees 2009: 335), aber das Netz wird nichtsdestotrotz von den Bürgern 
weniger als ein politisches Medium wahrgenommen, als dies bei anderen Medien der Fall ist: 
Einerseits steht zwar das politische Geschehen auf der Liste der medienbezogenen Themenin-
teressen der Deutschen ganz oben; für Informationen zu Politik werden aber vorrangig die klas-
sischen Medien Fernsehen, Hörfunk, Tageszeitung genutzt. Das Internet wurde bei der Untersu-
chung zum „Informationsverhalten der Deutschen 2004" (Blödorn et al. 2005: 643-644) von den 
Onlinern vorrangig für Freizeit- und Alltagsinformationen genutzt (z.B. Reisen, Musik, Finan-
zen). Auch eine direkte Frage nach dem Gewicht von politikbezogenen Inhalten an der gesam-
ten Online-Nutzung im Rahmen einer Befragung aus dem Jahr 2003 in Deutschland zeigt, dass 
die Mehrheit der Menschen insgesamt nur einen recht kleinen Anteil ihrer Online-Zeit für politi-
sche Inhalte verwendet (Emmer & Vowe 2004: 207). Tewksbury (2006) stellt hierzu in einer 
Untersuchung in den USA fest, dass sich die Zuwendung zu Online-Medien im Wahlkampf je 
nach Ereignisphase ändert - im Rahmen von ,Schlüssel-Events' mit größerem Informationsbe-
darf spielten Online-Quellen für die Befragten eine größere Rolle als in Phasen normaler, durch-
schnittlicher Wahlkampfkommunikation. Trotzdem ist die Rezeption von Nachrichten und an-
deren politischen Informationsangeboten auch in politischen ,Normalzeiten' ein fester Bestand-
teil der individuellen Internet-Nutzung vieler Onliner. Für immerhin ein gutes Drittel aller Deut-
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sehen ist das Internet eine relevante Quelle politischer Informationen (siehe Tabelle 1). Der Un-
terschied zur Nutzung politischer Hintergrundinformationen im Fernsehen oder in Print-
Produkten ist zwar weiterhin vorhanden, aber er ist nicht sehr groß: Ungefähr die Hälfte der 
Deutschen nutzt diese herkömmlichen Angebote regelmäßig (über Fernsehnachrichten hinaus, 
die von praktisch jedem genutzt werden). Außerdem zeigt sich, dass der durch das Netz erleich-
terte Zugang zu ungefilterten Informationen politischer Akteure (Politiker, Parteien) und alterna-
tiver Informationsanbieter (Weblogs) bemerkenswerte Reichweiten hat. 
Tabelle 1: Nutzung politischer Online-Informationen (Anteil der deutschen Bevölkerung 
die dies mindestens "gelegentlich" im letzten Jahr gemacht hat) 
Politische Informationen im Internet 
Politiker-Websites 
Weblogs mit politischem Inhalt 
2002 
27,3% 
10,8% 
-
2005 
39,1% 
15,2% 
-
2008 
38,2% 
17,7% 
28,0% 
Quelle: Emmer & Wolling (2009: 98-99) 
Für die USA ermitteln Smith & Rainie (2008: 3) ähnliche Nutzerzahlen für politische Online-
Informationen wie in Deutschland: Kurz vor den US-Wahlen 2002 bezogen 23 Prozent der 
Amerikaner Informationen zur Wahl aus dem Netz, im Herbst 2004 waren es 34 Prozent, im 
Frühjahr 2008 bereits 40 Prozent. Ähnlich auch die Ergebnisse fur Großbritannien, wo 2007 46 
Prozent der Bürger angaben, Nachrichten im Internet zu lesen (Dutton & Helsper 2007: 5; 67). 
Die relativ einheitlichen Ergebnisse in den drei westlichen Demokratien dürfen aber nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass solche Erkenntnisse nur für mehr oder weniger pluralistisch-
demokratisch verfasste Gesellschaften verallgemeinerbar sind: In autoritären Regimen und Dik-
taturen ist der Umgang mit dem Internet geprägt von Verbots-, Überwachungs- und Propagan-
damaßnahmen der Regierenden (z.B. anlässlich der Oppositionsproteste in Myanmar 2007 oder 
im Iran 2009). Transparenz und Bürgerbeteiligung sind hier keine relevanten politischen Kate-
gorien (Biedermann 1999; Domes 1996). 
Das Netz als politische Informationsquelle besteht aus Milliarden Webseiten und anderen In-
formationsquellen (Datenbanken, Chats, Twitter etc.), über deren detaillierte Nutzung - nicht 
zuletzt wegen erheblicher methodischer Probleme etwa bei der Bestimmung von Grundgesamt-
heiten (z.B. Eingrenzung zu untersuchender Angebote) und der Stichprobenziehung - nur weni-
ge gesicherte Daten vorliegen (Quandt 2008). Einerseits wird darauf hingewiesen, dass das In-
ternet, anders als die alten Massenmedien, einen sog. ,Long-Tail' (Anderson 2008) an kleinen, 
individuellen Angeboten möglich macht, die sich im Einzelfall durchaus zu relevanten Orten öf-
fentlicher Kommunikation entwickeln können. Andererseits zeigen die extrem hohen Besucher-
zahlen einiger weniger etablierter Informationsanbieter in Deutschland - Spiegel.de als Markt-
führer mit 322 Mio. Besuchen im ersten Quartal 2009, mit deutlichem Abstand zu Bild.de mit 
190 Mio. auf Platz 2 (BITKOM 2009) - dass die Informationsströme im Internet, anders als der 
Vielfalts-Mythos des Internets vermuten lässt, stark zentralisiert und kanalisiert verlaufen. Dies 
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lässt hinsichtlich möglicher gesellschaftlicher Fragmentierung, Agenda-Setting-Prozessen etc. 
nur begrenzte Veränderungen erwarten (mehr dazu weiter unten). 
3.3 Online-Medien als Gelegenheitsstruktur für politische Interaktionen 
Das interaktive Potenzial des Netzes gehört zu dessen meistdiskutierten Vorteilen gegenüber 
herkömmlichen Massenmedien. Über E-Mail, in Online-Foren, Blogs, Chats etc. können Bürger 
in verschiedenen Modi - zeitgleich oder asynchron, mehr oder weniger multimedial etc. - mit-
einander kommunizieren, wobei auch hier die Politik für den Einzelnen nur eine begrenzte Rolle 
spielt. Aktuelle Daten zeigen jedoch, dass hier ein großes Potenzial vorhanden ist, denn insbe-
sondere die jüngste Generation der Online-Nutzer (14 bis 19 Jahre) nutzt diese interaktiven An-
gebote äußerst intensiv: Chats, Instant-Messaging und Online-Communities werden mittlerweile 
in dieser jungen Gruppe von ähnlich vielen Onlinern genutzt (76 bis 80 Prozent) wie E-Mail 
Kommunikation (85 Prozent), die die Liste der meistgenutzten Online-Aktivitäten in der Regel 
anfuhrt (van Eimeren & Frees 2009: 339). 
Für die interpersonale Kommunikation zwischen Bürgern über Politik ist das Netz jedoch 
noch nicht der bevorzugte Ort: Im Durchschnitt unterhält sich nur etwa jeder sechste Deutsche 
online mit anderen Personen über politische Dinge, wobei auch hier der Generationenunter-
schied erheblich ist, denn in den jüngsten Nutzergruppen (16 bis 29 Jahre) waren es im Jahr 
2007 mit 49 Prozent bereits fast die Hälfte (Emmer & Wolling 2009: 100). Aber nicht nur Dis-
kussionen mit Mitbürgern sondern auch die Kontaktaufnahme mit Politikern wird durch das 
Netz technisch erleichtert. Allerdings wird dafür, trotz der vielfältigen elektronischen Kontakt-
möglichkeiten wie E-Mail, Politiker-Chats oder von Dritten bereitgestellten Interaktionsportalen 
wie Abgeordnetenwatch.de, das Netz nur von wenigen Bürgern genutzt (2007: 5,4 %; Emmer & 
Wolling 2009: 102). Wie auch bei den herkömmlichen Kontaktformen (Bürgersprechstunde, 
Brief, Telefon) sind einer regelmäßigen, intensiven Interaktion aufgrund der im Verhältnis zu 
den Bürgern geringen Zahl an Politikern natürliche Grenzen gesetzt. Diese Interaktionsmittel 
lassen sich aber auch anders einsetzen: In den USA werden sie verstärkt als Werbeinstrument 
durch die etablierte Politik verwendet. Vor den Präsidentschaftswahlen 2008 gaben 23 Prozent 
der Wähler an, mindestens einmal die Woche per E-Mail zur Unterstützung eines Kandidaten 
aufgerufen worden zu sein (Smith & Rainie 2008). Die direkte Kontaktaufnahme mit den Bür-
gern spielt in Deutschland sowohl online als auch offline eine wesentlich geringere Rolle. Eine 
Erklärung hierfür könnten Unterschiede im Wahlsystem sein: Anders als in den USA werden in 
Deutschland Parteipräferenzen der Wähler nicht im Wählerverzeichnis erfasst; dadurch sind die 
Streuverluste und damit die Kosten der Kommunikation in Deutschland deutlich größer. Dar-
über hinaus ist eine individualisierte Ansprache ohne die Mitarbeit einer großen Zahl freiwilliger 
Wahlhelfer kaum zu realisieren. Eine dafür notwendige breite Mobilisierung der Bürger ist an-
ders als in den USA untypisch fur die Situation in Deutschland, in der Kampagnen eher durch 
stark strukturierte Parteiapparate kontrolliert und organisiert werden. 
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Das Alter bzw. der Geburtsjahrgang ist im Bereich der interpersonalen politischen Online-
Kommunikation einer der wichtigsten moderierenden Faktoren, noch vor den ebenfalls wichti-
gen Variablen Bildung oder politisches Interesse (Emmer & Wolling 2009: 100). Herkömmli-
che interpersonale Interaktionen lassen sich dagegen viel stärker durch politisches Interesse er-
klären. Außerdem zeigt sich, dass im Bereich der interpersonalen politischen Online-Kommuni-
kation jede neue Alterskohorte in den letzten Jahren bereits von Anfang an intensivere Aktivitä-
ten an den Tag gelegt hat als die jeweils vorhergehende. Dies spricht dafür, dass sich in Zukunft 
solche Kommunikationsformen weiter durchsetzen und für alle Gesellschaftsbereiche - und 
damit auch für die Politik - weiter an Bedeutung gewinnen werden. 
3.4 Online-Medien als Gelegenheitsstruktur für politische Partizipation 
Anders als klassische Massenmedien stellen Online-Medien vielfältige Optionen für eine direk-
tere Beteiligung des Einzelnen am öffentlichen Diskurs bereit: Ein wesentlicher Aspekt ist hier 
der sog. Bürgerjournalismus (siehe hierzu den Beitrag von Neuberger & Quandt in diesem 
Band). Neben der Möglichkeit, als Bürger selbst Informationen und Meinungen in den öffentli-
chen Diskurs einzubringen (z.B. über einen eigenen Weblog), eröffnet das Internet zahlreiche 
weitere Beteiligungsoptionen, wie etwa Online-Petitionen, Abstimmungen, etc. Hierbei ist zu 
unterscheiden, inwieweit Bürger selbst online aktiv werden und welche Bedeutung solchen Ak-
tivitäten hinsichtlich der Stabilität des politischen Systems zugewiesen wird: Intensive politische 
Aktivität kann durchaus auch ein Indikator fur Protest und Unzufriedenheit sein; insofern ist für 
eine normative Bewertung dieser Ergebnisse eine Einbeziehung auch der Einstellungsdimension 
(siehe nächster Abschnitt) erforderlich. 
Der Einfluss des Internets wird auf dem Feld der Partizipation vor allem unter der Mobilisie-
rungsperspektive diskutiert. Die ,positive' Grundannahme lautet hier, dass das Netz Bürger zur 
stärkeren Beteiligung mobilisieren kann (Norris 2000). Dem steht allerdings die Hypothese der 
sich auflösenden Bürgerschaft gegenüber, nach der die wachsende Bedeutung des Internets zu 
einer gesellschaftlichen Fragmentierung führt, und die Nutzerschaft sich in zahllose Nischen 
vereinzelt (Putnam 2000). 
Ein Phänomen, das als Beleg für die partizipationsfördernde Kraft des Internets dienen kann, 
ist die enorme Mobilisierung von Unterstützung und Beteiligung durch Wähler, die die stark on-
line-gesrützte Präsidentschaftswahlkampagne von Barack Obama 2008 in den USA erreicht hat 
(Fliegauf & Novy 2009). Diese Kampagne hat unter den Bürgern Erwartungen hinsichtlich ei-
nes sich grundsätzlich verändernden Politikstils geweckt (Smith 2008). Es ist abzuwarten, ob die 
Mobilisierung nur ein Wahlkampfphänomen war oder ob sie eine neue Phase intensiver politi-
scher Partizipation in den USA einleiten wird. In Barack Obamas Wahlkampagne 2008 verban-
den sich nicht nur Kommunikationsformen und Medien auf neuartige Weise miteinander, auch 
die Trennung zwischen Partizipation des Einzelnen und Kampagnenführung durch Politiker und 
Organisationen verschwamm zunehmend, als die Kampagnenführung mit Hilfe des Netzes In-
halte und Organisation ihrer Aktionen zumindest teilweise den Bürgern und Wählern überließ. 
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Unter den Bedingungen der deutschen Parteiendemokratie sind solche Phänomene, wie sie in 
den USA beobachtet werden konnten (für Beispiele siehe Moorstedt 2008), nur schwer denkbar, 
zumindest zur Zeit noch. 
Mittlerweile liegen aus verschiedenen Quellen Daten vor, die zeigen, welche Optionen parti-
zipativen politischen Handelns im Internet von den Bürgern wie intensiv genutzt werden. In der 
öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion standen dabei zuletzt die Kommunikationsfor-
men des ,Social Web' (vgl. Schmidt 2009) bzw. der sog. ,User-Generated Content' im Mittel-
punkt. 
Tabelle 2: Politische Partizipation online (Anteil der deutschen Bevölkerung, die dies im 
letzten Jahr mindestens einmal gemacht hat) 
2002 2005 2008 
Alle 14-29 J. 
Online-Leserbriefe 12,0% 19,6% 7,5% 13,2% 
Online-Petitionen 3,8% 5,1% 6,2% 5,7% 
Online-Spenden - - 0,7% 1,7% 
Online-Mitarbeit in Organisationen 1,0% 1,4% 5,7% 3,5% 
Eigene Homepage mit Politikinhalt 0,2% 0,6% 0,6% 2,6% 
Produktion politischer Podcasts/Online-Videos - - 0,6% 1,7% 
Quelle: Emmer & Wolling (2009: 98f.) 
Die vorliegenden empirischen Ergebnisse zeigen: Partizipationsaktivitäten sind Minderheitenak-
tivitäten, online ebenso wie offline. Vergleicht man verschiedene mögliche Optionen, so sind 
Online-Leserbriefe die am häufigsten genutzte Partizipationsform (Tabelle 2). Hier finden sich 
in etwa doppelt so viele Aktive wie bei den herkömmlichen Leserbrief-Schreibern (Emmer 
2005: 129). Das verdeutlicht, dass hier das Mobilisierungspotenzial des Internets tatsächlich 
teilweise realisiert wurde. Bei anderen Aktivitäten, etwa den Petitionen bzw. Unterschriften-
sammlungen, sieht das Verhältnis umgekehrt aus: Daran nehmen in Deutschland offline deutlich 
mehr Menschen teil als online (ebd.). Gleiches gilt für weitere Partizipationstätigkeiten, bei de-
nen auch online ein gewisser Aufwand nötig ist bzw. Kosten anfallen, wie etwa die Produktion 
und Pflege eigener öffentlicher Kommunikationsangebote durch Websites, Weblogs oder Pod-
casts: Dass der Aufwand gegenüber der Produktion einer herkömmlichen Zeitung oder Fernseh-
sendung wesentlich kostengünstiger und einfacher zu realisieren ist, ist für den Einzelnen offen-
bar nicht ausschlaggebend: Der relative Aufwand ist zweifellos geringer, der absolute Aufwand 
aber vermutlich immer noch deutlich zu hoch. 
Entscheidend für die Gültigkeit der Mobilisierungsthese ist allerdings, dass die beobachteten 
Aktivitäten erstens nicht einfach nur ,alte' Partizipation substituieren, sondern tatsächlich einen 
Partizipationszuwachs darstellen, und dass dieser Zuwachs sich zweitens kausal auf das Internet 
bzw. Online-Nutzung und -Kommunikation zurückführen lässt. Auch diese zweite Bedingung 
ist bereits in Forschungsprojekten untersucht worden: Rice & Katz (2004) liefern auf Basis von 
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Daten aus den US-Wahlkämpfen 1996 und 2000 Belege dafür, dass das Internet eher mobilisiert 
als demobilisiert, ebenso Weber et al. (2003), die jedoch daraufhinweisen, dass eine selektive 
Mobilisierung bestimmter Bevölkerungsgruppen digitale Klüfte verbreitern kann (zu Digital Di-
vide vgl. die Beiträge von Marr & Zillien, Hartmann & Krotz sowie Schweiger in diesem 
Band). Krueger stellt hierzu fest, dass sich durch das Netz aber durchaus auch bisher weniger 
politisch aktive Personen mobilisieren lassen (Krueger 2002). Ebenfalls aus den USA stammt 
eine Reihe von Studien, die sich mit einem etwas weiter gefassten, zivilgesellschaftlichen Parti-
zipationsbegriff (Civic Participation in Erweiterung von Political Participation) beschäftigen. 
Diese Untersuchungen kommen zu ähnlichen Ergebnissen: Es lassen sich begrenzte, positive 
Einflüsse der Internet-Nutzung auf gesellschaftliche Beteiligung beobachten, die zum Teil kom-
plementär zu herkömmlichen Aktivitäten stattfinden (Best & Krueger 2005; Katz & Rice 2005; 
Klüver 2005; Pearson 2005; Shah et al. 2002; Uslaner 2004). Es gibt allerdings auch einzelne 
kritische Ergebnisse: Nie & Erbring (2002) stellten in einer frühen Studie fest, dass die online 
verbrachte Zeit in einer negativen Beziehung zur Qualität der allgemeinen (nicht politikbezoge-
nen) sozialen Kontakte der Befragten stand. 
Anders als die meisten dieser Studien, die mit Querschnittdaten arbeiten, nähern sich Jen-
nings & Zeitner (2003) der Wirkungsfrage mit Daten eines Panels von Highschool-Absolventen 
des Jahrgangs 1965 und ermittelten positive Effekte von politischer Online-Informations-
nutzung. Für Deutschland liegen hierzu Daten aus einer mehrjährigen Panel-Untersuchung vor 
(Emmer 2005; Emmer & Vowe 2004; Vowe et al. 2007), die eine begrenzte Mobilisierung der 
Deutschen zeigen: Die Anschaffung eines Internet-Zugangs intensivierte die Nutzung politi-
scher Informationsangebote und teilweise auch der interpersonalen Kommunikation der Befrag-
ten über Politik. Es gab keine Hinweise auf eine Substituierung herkömmlicher politischer 
Kommunikation oder gar auf eine Abwendung von der Politik. Ein Einfluss auf politische Parti-
zipationsaktivitäten konnte allerdings nicht nachgewiesen werden. 
4 Folgen des Internets für die öffentliche Kommunikation 
4.1 Wirkung auf politische Themensetzung und öffentliche Meinung: Agenda 
Building, Agenda Setting, Schweigespirale 
Die Besonderheiten des Internets - der egalitäre Zugang, der geringere Einfluss journalistischer 
Gatekeeper sowie zeitlicher und räumlicher Beschränkungen - lassen erwarten, dass Themati-
sierungsprozesse hier anders verlaufen und dadurch die Themen-Agenda in Internet-
Öffentlichkeiten eine andere Gestalt hat als die klassische Medienagenda. Die abweichenden 
öffentlichen Diskurse und die damit einhergehende andere Themensetzung durch 
die Debatte könnte einen Einfluss auf die Wahrnehmung von Problemfeldern durch die Internet-
Nutzer haben und sich auf deren Themen-Agenda auswirken. Die grundlegende Hypothese lau-
tet, dass Online-Kommunikation das Thematisierungsmonopol der klassischen Massenmedien 
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und mit ihnen die Macht von Journalisten und Medienunternehmen brechen kann (Baum & 
Groeling 2008: 346). Dies kann beispielsweise die Chancen fur kleinere, im klassischen Medi-
ensystem benachteiligte Interessenvertretungen (NGOs, Bürgerinitiativen etc.) erhöhen, ihre 
Themen in die öffentliche Debatte einzubringen. Allerdings geht damit die Befürchtung einher, 
dass die größere Vielfalt an Kommunikatoren bei geringerem Einfluss von Gatekeepem zu einer 
Fragmentierung von Öffentlichkeit fuhren könne (Holtz-Bacha 1998; Sunstein 2001). Empiri-
sche Studien hierzu lassen sich grob danach unterscheiden, ob sie sich auf Basis von Inhaltsana-
lysen für Veränderungen des medialen Themenspektrums (Agenda Building und Intermedia 
Agenda Setting) interessieren, oder ob sie - in der Regel durch Einsatz von Methodenkombina-
tion - Wirkungen von Medienagenden auf Rezipienten (Agenda Setting) in den Blick nehmen. 
Hinsichtlich des Agenda Building-Prozesses wurde bereits früh im Zusammenhang mit 
Wahlkämpfen (vor allem in den USA) untersucht, welchen Einfluss Kandidaten-Websites auf 
Medieninhalte haben. Eine Analyse des Bush-Gore-Wahlkampfs im Jahr 2000 zeigte moderate 
Effekte der Kandidaten-Websites auf die Themenagenden von Tageszeitungen und Fernseh-
nachrichten (Ku et al. 2003: 535-536), wobei der Einfluss der Kandidaten-Websites im Zeitver-
lauf deutlicher war als das Intermedia Agenda Setting durch die anderen Medien. Auch Weban-
gebote von öffentlichen Verwaltungen können Einfluss sowohl auf die Medien- als auch auf die 
Publikumsagenda haben (Winsvold 2007). Dabei ist von besonderer Relevanz, dass Online-
Angebote bevorzugte Quellen von Journalisten sind und insbesondere von gebildeten Eliten und 
Meinungsführern genutzt werden (Woodly 2008). Eine Inhaltsanalyse von klassischen Medien-
angeboten und Weblogs im Kontext der US-Präsidentschaftswahlen 2004 ermittelte wenige In-
termedia-Agenda-Setting-Effekte zwischen Online- und Offline-Angeboten (Jae Kook 2007). In 
einer Untersuchung zur Präsidentenwahl in Süd-Korea im Jahr 2000 untersuchten Byoungkwan 
et al. (2005) den Einfluss von Online-Medien auf die Berichterstattung klassischer Medienange-
bote und konnten einen Einfluss von Internet-Bulletin Boards auf die Medienberichterstattung 
ermitteln. Im Gegensatz dazu zeigte eine Untersuchung im Nahen Osten von Curtin & Gaithner 
(2004), dass dialogorientierte englischsprachige Online-Angebote nur wenig zur medialen The-
men-Agenda beitrugen. 
Eine Untersuchung, die über die Prüfung der Agenda-Setting-Hypothese hinausgeht, ist die 
breit angelegte inhaltsanalytische Studie zum Thema Genfood von Rucht et al. (2008). Den Au-
toren ging es darum, Akteure, Kommunikationsstrukturen und Inhalte (Umfang, Themen, Ar-
gumente, Verknüpfungen) der Debatte in Zeitungen und Online-Medien im Vergleich zu unter-
suchen und daraus Schlüsse auf die Veränderung von öffentlichem Diskurs und Öffentlichkeit 
zu ziehen. Im Ergebnis zeigen sich auch diese Autoren überrascht über den geringen Unter-
schied zwischen herkömmlich-medialem und Online-Diskurs (Rucht et al. 2008: 121), auch 
wenn sich im Detail interessante Unterschiede offenbarten (ähnliche Befunde auch bei Gerhards 
& Schäfer 2007; Schweiger & Weihermüller 2008). 
Um die Folgen der Online-Kommunikation für Agenda-Serting-Prozesse zu untersuchen, 
beschäftigten sich Dalrymple und Scheufeie (2007) mit dem Wissen, das Personen über Inter-
net- und traditionelle Nachrichtenquellen erhalten und stellten fest, dass sich Online-Nutzer ein 
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vertieftes Wissen über die Themen auf der medialen Agenda aneignen und damit Online-
Kommunikation, die vom Nutzer mehr Eigeninitiative verlangt, inhaltlich stärkere Spuren hin-
terlassen kann als herkömmliche Medien. 
Eine Untersuchung von Schönbach et al. (2005: 246f) in den Niederlanden geht der Hypo-
these nach, dass Onliner eine engere Themen-Agenda hätten: Zeitungsleser bekämen demnach 
einen breiteren Überblick über relevante Themen, während Internet-Nutzer aufgrund ihrer stär-
ker fokussierten Nutzung eine weniger Themen umfassende Agenda hätten. Grundsätzlich wird 
diese Annahme durch die Ergebnisse unterstützt, wobei höhere Bildung bei Online-Nutzern die 
Unterschiede zwischen den Gruppen verschwinden lässt. 
Fragt man nach einem möglichen moderierenden Einfluss des Internets auf Agenda-Setting-
Wirkungen von herkömmlichen Medien wie Fernsehen oder Tageszeitung, so liegt die Vermu-
tung nahe, dass jüngere Altersgruppen durch ihre intensivere Online-Nutzung weniger stark von 
der Themen-Agenda klassischer Medien beeinflusst werden. Coleman & McCombs (2007: 502) 
fanden in einer US-Studie zwar leicht schwächere Effekte herkömmlicher Medienangebote auf 
die jüngeren Mediennutzer; insgesamt zeigten sich jedoch über alle Altersgruppen hinweg rela-
tiv stabil die gleichen Themenagenden, was für einen bisher nur geringen fragmentierenden Ein-
fluss des Netzes spricht. Ähnliches ermittelten fur Deutschland Emmer & Wolling (2007): Auch 
hier zeigten sich keine dramatischen Unterschiede, allerdings ließen sich die Differenzen in der 
Themennennung zwischen Onlinern und Offlinern durchaus im Sinne von internetbezogenen 
Hypothesen interpretieren. So nannten Online-Nutzer häufiger globale und seltener regionale 
Themen als Offliner. Für die Bestätigung einer Fragmentierungshypothese durch ein höheres 
Maß an Vielfalt der genannten Themen bei den Onlinern fanden sich jedoch keine Belege. 
Ebenfalls keine Hinweise für eine Fragmentierung fanden Tewksbury & Althaus (2000). Viel-
mehr zeigte sich, dass die Nutzung der Online-Angebote den Rezipienten offenbar inhaltlich 
schmalere Themenagenden vermittelt. Allerdings basiert ihre Studie auf einer experimentellen 
Untersuchung, die sich mit den psychologischen Verarbeitungsmechanismen bei der Nutzung 
von sequenziell auf Papier dargebotenen Informationen im Vergleich zu hypermedialen elektro-
nischen Informationen beschäftigte und nicht mit dem Einfluss des veränderten Medienangebots 
generell. Rußmann (2007) liefert mit einem qualitativen Ansatz einige Hinweise darauf, dass 
selbst bei Intensivnutzern des Internets die Online-Kommunikation die Nutzung klassischer In-
formationsangebote wie Fernsehen, Radio oder Zeitung nicht vollständig ablöst, sondern eher 
komplementär erfolgt, was mögliche Wirkungen der Online-Angebote auf die Publikumsagenda 
vermutlich abschwächt. 
Auch auf gesellschaftliche Meinungsbildungsprozesse, insbesondere auf Schweigespiral-
Effekte sind Einflüsse durch das Internet zu erwarten: Die verteilte Struktur und die größere An-
onymität computervermittelter Kommunikation sollte Menschen eine freiere Äußerung auch 
abweichender Meinungen erlauben und Konformitätsdruck abmildern (Turkle 1999: 645; vgl. 
auch den Beitrag von Döring in diesem Band). Allerdings ist der Forschungsstand hierzu be-
grenzt. Erste empirische Untersuchungen zeigen, dass die Vermutung tatsächlich zutreffen kann: 
In einer Studie zur Diskussion und Meinungsäußerung über Homosexualität in den USA zeigte 
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sich, dass die Untersuchungspersonen eher äußerungsbereit waren, wenn sie sich statt einer Fa-
ce-to-Face-Situation eine Chat-Room-Diskussion vorstellten (Ho & McLeod 2008). Waymer 
(2007) argumentiert auf Basis von Fallstudien, dass das Internet Minderheiten bzw. kleineren In-
teressengruppen eine stärkere Stimme im öffentlichen Diskurs geben kann. Für Deutschland 
zeigt Mayer-Uellner (2003) in einer Analyse universitärer Diskussionsforen, dass die konkrete 
Ausgestaltung der Online-Kommunikation hinsichtlich der Anonymität der Diskussionspartner 
einen Einfluss auf die Äußerungsbereitschaft hat: im Allgemeinen zeigten sich dann stärkere 
Schweigespiral-Effekte, wenn die Gesprächspartner identifizierbar waren. Roessing (2008) un-
tersuchte am Beispiel einer Inhaltsanalyse von Wikipedia, welche komplexen Strukturen von 
Kommunikation (es wurden Meinungsbildungsprozesse auf Inhalts-, Artikel- und Metadiskussi-
onsebene identifiziert) sich in einem solchen dynamischen Umfeld ergeben können, wobei auf-
grund fehlender Befragungsdaten eine direkte Beobachtung von Schweigespiral-Effekten nicht 
möglich war. 
4.2 Wirkungen auf politische Einstellungen: Framing, Priming, Persuasion 
Sowohl aus Perspektive strategischer Kommunikation wie aus demokratietheoretischer Perspek-
tive ist die Frage relevant, inwieweit Einstellungen zu politischen Programmen, Parteien, Kan-
didaten und zum politischen System durch die Strukturen der Online-Kommunikation verändert 
werden. 
Hinsichtlich des Einflusses des Internets auf die Wahrnehmung von Demokratie (z.B. auf 
Demokratievertrauen bzw. -Verdrossenheit) und auf allgemeine Einstellungen zur Politik - Ver-
trauen in Mitbürger, politische Einflussüberzeugung, Responsivität des politischen Systems, etc. 
- herrschen Hypothesen vor, die positive Effekte erwarten lassen (Polat 2005). Die bisherigen 
Befunde zur Wirkung herkömmlicher Medien (Fernsehen/Zeitung) zeigen hingegen keine ein-
deutige Tendenz, sondern deuten auf differenzielle Wirkungen: Die Nutzung bestimmter Medi-
en(inhalte) fuhrt zur Entfremdung und zu negativeren Einstellungen gegenüber politischen Insti-
tutionen und dem politischen Prozess (Mediamalaise), während andere Medien(inhalte) eher po-
sitive Wirkungen zeitigen (Holtz-Bacha 1990). Mittlerweile wurden aber auch einige Studien 
durchgeführt, in denen die Wirkung der Internet-Nutzung auf Einstellungen zur Politik geprüft 
wurde (u.a. Norris 2000, Wolling 2009). Insgesamt erweist sich der Forschungsstand als unein-
heitlich, was aber angesichts der verschiedenen Einstellungsindikatoren und unterschiedlicher 
Messungen der Internet-Nutzung kaum überraschen kann. Hinzu kommt, dass ein Großteil der 
vorliegenden Studien auf Querschnittdaten beruht, und Schlüsse auf Wirkungen des Internets 
dabei nur durch Gruppenvergleiche unter Kontrolle soziodemographischer Variablen gezogen 
werden können. Inhaltsanalysen, die das entsprechende Wirkungspotenzial der Internet-
Angebote bestimmen, fehlen vollständig - nicht zuletzt wegen kaum lösbarer methodischer 
Probleme. 
Bislang sind empirische Studien vor allem im Kontext von Online-Wahlkämpfen und 
-Kampagnen entstanden. In einer Untersuchung der US-Präsidentschaftswahlkämpfe 1996 und 
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2000 ermittelten Johnson & Kaye (2003), dass die befragten Bürger nicht nur angaben, das Netz 
habe ihre politische Aktivität intensiviert, sondern ihre Datenanalysen zeigten auch, dass poli-
tisch interessierte Internet-Nutzer insgesamt ihren politischen Einfluss auf die Politik als größer 
einschätzen. In Korea, wo demokratische Politik erst eine relativ kurze Geschichte hat, wird den 
Online-Medien eine bedeutende Rolle bei der Veränderung der politischen Kommunikation zu-
geschrieben. Hierzu gibt es eine ganze Reihe von Studien. Kim & Johnson (2006: 13) berichten 
z.B. von positiveren Einstellungen gegenüber dem politischen System bei intensiven Online-
Nutzern in Korea, ein Ergebnis, das allerdings durch die besondere politische Situation und das 
Misstrauen der Koreaner gegenüber traditionellen Medien beeinflusst sein könnte. 
Nisbet & Scheufeie (2004) konnten ebenfalls positive Effekte des Internet-Zugangs und der 
Nutzung von Kampagneninformationen im Internet auf politische Einflussüberzeugung (politi-
cal efficacy) feststellen. Ähnliche Befunde erzielten Kenski und Stroud (2006), die zu dem Er-
gebnis kamen, dass sowohl die Einflussüberzeugung (internal efficacy) als auch die Einschät-
zung der Responsivität der Politiker (external efficacy) bei Personen mit Internet-Zugang etwas 
höher ausfallen. Andere Ergebnisse ermittelte hingegen Muhlberger (2003), der in einer Quer-
schnittstudie die politischen Einstellungen von Bürgern verglich, die online und offline aktiv 
waren und dabei zu dem Schluss kam, dass diese sich hinsichtlich ihres Aktivitätsniveaus und 
auch hinsichtlich politischer Einstellungen nicht signifikant unterschieden. 
Wang (2007) prüfte in einem komplexen Analysemodell die Interaktion zwischen Wertori-
entierungen, Einstellungen und politischer Internet-Nutzung, denn Einstellungen können sowohl 
Ursache wie Folge politischer Online-Nutzung sein. Die Ergebnisse zeigen, dass ein Modell, das 
Online-Nutzung als Ursache für steigendes Vertrauen und Einflussüberzeugung betrachtet, eine 
größere Erklärungskraft aufweist als das Konkurrenzmodell mit anderer Wirkungsrichtung, bei 
dem diese Einstellungen als Prädiktoren für Online-Nutzung geprüft wurden. Wolling (2009) 
prüfte fur Deutschland die Mediamalaise-These unter Berücksichtigung von Online-Kommu-
nikation und mit Hilfe eines Paneldesigns. Es zeigten sich in keinem der Modelle negative Ef-
fekte der Internet-Nutzung auf politische Einstellungen, sondern im Gegenteil eine Verbesse-
rung der Werte fur generalisiertes soziales Vertrauen, Demokratiezufriedenheit und Einfluss-
überzeugung. Die Analyse lässt dabei den Schluss zu, dass die Wirkungsrichtung in den meisten 
Fällen nicht einseitig ist, sondern sich Nutzung und Einstellungen gegenseitig stabilisieren. 
Neben Veränderungen von allgemeinen politischen Einstellungen stellt sich jedoch auch die 
Frage, ob Online-Kommunikation einen Einfluss auf die Einschätzung von konkreten Themen, 
Kandidaten oder Organisationen hat: Es ist anzunehmen, dass sowohl die inhaltlichen Verände-
rungen des Medienangebots (Meinungsvielfalt durch Blogs, Probleme mit der Glaubwürdigkeit 
von Online-Quellen etc.) als auch die Art und Weise der Inhaltsvermittlung (hypertextuell, mul-
timodal) Auswirkungen auf die Wahrnehmung von Inhalten hat und dies wiederum Einfluss auf 
die Bewertung von Themen, Kandidaten und Parteien sowie anderen Organisationen nimmt. 
In einer Analyse der im Internet stattfindenden Debatte über das Rauchverbot in Gaststätten, 
die die Kommunikate von politischen Akteuren, klassischen Medienanbietern und auch Privat-
personen einschloss, ermittelten Schweiger & Weihermüller (2008) nur geringe Unterschiede 
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zwischen den inhaltlichen Schwerpunkten der Online-Debatte und den aus einer Bevölkerungs-
befragung gewonnen Ansichten von Bürgern. Fridkin et al. (2008) liefern ein Beispiel fur eine 
Studie, in der als unabhängige Variable zur Erklärung des positiven ,Spins' der US-
Fernsehdebatten 2004 nicht nur Fernsehen und Zeitung, sondern auch Online-Quellen verwen-
det wurden, wobei der Vergleich von Online- und herkömmlichen Quellen nicht im Fokus der 
Untersuchung stand. Insgesamt zeigte sich, dass die Rezeption von Wahlkampfkommentaren -
unabhängig davon in welchen Medien - zumindest kurzfristig die Kandidatenbewertungen der 
Bürger beeinflusste. 
Wall (2006) untersuchte die Frage, wie der Golfkrieg in Weblogs diskutiert wurde, wobei er 
eher konventionelle Frames wiederfand, die bereits durch herkömmliche Massenmedien geprägt 
waren. Ähnliches zeigten Gerhards & Schäfer (2007) beim Thema „Humangenomforschung" 
für Deutschland: Sie fanden bei einem Vergleich von Tageszeitungen und Suchmaschinener-
gebnissen im Internet keine wesentlichen Unterschiede im Framing des Themas. Auch Zhou & 
Moy (2007) interessierten sich fur die Interaktion von klassischen und Online-Medien bei der 
inhaltlichen Konstruktion von öffentlichen Diskursen. In ihrer Untersuchung prüften sie, wie 
Weblog-Diskussionen und Medienberichterstattung über ein Unfall-Ereignis in China sich ge-
genseitig beeinflussen. Für eine frühe Phase einer Themenkarriere konnten sie einen Einfluss 
von Weblogs auf klassische Medien feststellen, im weiteren Verlauf dominierte dann die The-
mendefinition durch die herkömmlichen Medienangebote. 
Eine Untersuchung von politischer bzw. öffentlicher Kommunikation im Internet auf sprach-
licher Ebene (Warnick 2007) betont den grundsätzlich neuen Umgang mit Texten und Argu-
mentationslinien in Online-Umgebungen: Die eher lineare Logik klassischer Argumentation ist 
in einem hypertextuellen Umfeld nicht mehr richtig abbildbar, hier spielen die individuellen 
Konstruktionsleistungen der Rezipienten eine größere Rolle. In einer Reihe von Fallstudien (z.B. 
MoveOn.org oder Georgewbush.org) zeigt die Autorin, wie politische Akteure durch eine ge-
zielte Kombination medialer Elemente und Verknüpfungen ihre Positionen argumentativ im 
Online-Umfeld kommunizieren. 
5 Fazit 
Der Online-Kommunikation wurde und wird eine Schlüsselrolle bei der Transformation politi-
scher Öffentlichkeit zugeschrieben. Neben demokratietheoretisch begründeten Hoffnungen auf 
mehr Partizipation der Bürger am öffentlichen Diskurs durch das Netz stehen Befürchtungen 
hinsichtlich eines Funktionsverlusts der Medien als Foren politischer Öffentlichkeit, der durch 
die Online-Medien nicht kompensiert oder sogar noch verschärft werden könnte. Der in diesem 
Beitrag vorgelegte Überblick über den aktuellen Forschungsstand zeigt erstens, dass nur wenige 
der vermuteten negativen Effekte bisher tatsächlich eingetreten sind: Der Zutritt zum Internet 
hat nicht zu einer Abwendung von gesellschaftlich-politisch relevanten Handlungsweisen, wie 
der Rezeption politischer Informationen oder von politischer und gesellschaftlicher Partizipation 
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gerührt. Auch zeigen sich keine Erosionstendenzen in der politischen Kultur, etwa bei den Ein-
stellungen zu Politik oder Demokratie. Es finden sich im Gegenteil eher Hinweise auf positive 
Entwicklungen bei der Beteiligung am öffentlichen Diskurs oder auch grundsätzlich positive 
Veränderungen der Einstellungen der Bürger zum demokratischen politischen System. 
Allerdings sind diese positiven Effekte limitiert - von einer neuen athenischen Demokratie, 
wie sie Auguren des Netzes wie Al Gore Anfang der 1990er-Jahre erwartet haben, ist 15 Jahre 
später noch wenig zu sehen. Dies kann einerseits in grundsätzlichen Strukturbedingungen mo-
derner Demokratien begründet sein, die sich nicht so einfach durch neue Medien- und Kommu-
nikationstechniken beseitigen lassen, etwa das quantitative Ungleichgewicht von Entschei-
dungsträgern und Bürgern als Souverän in repräsentativ-demokratischen Systemen. Eine andere 
Ursache hierfür könnte die zunehmende Komplexität der Gesellschaft und ihrer Regeln sowie 
die wachsende Unübersichtlichkeit der Probleme und Lösungsoptionen sein. Andererseits ist 
aber auch denkbar, dass die technische Realisierung der Online-Kommunikation mit der Ent-
wicklung der gesellschaftlichen Erwartungen nicht Schritt gehalten hat. Die Debatte um das sog. 
Web 2.0 oder Social Web mag dafür ein Beleg sein: Der Begriff beschreibt im Prinzip nichts 
Neues, sondern nur die schon immer im Internet angelegten, bisher aber z.B. wegen Bandbrei-
ten- oder anderen Restriktionen technisch noch nicht realisierbaren Kommunikationseigenschaf-
ten, wie die Multimedialität der Online-Inhalte (Podcasts, Videostreams etc.), die Rolle von 
User-Generated Content, Community Building und anderes mehr. 
Dritte wesentliche Schlussfolgerung ist, dass die Veränderung der öffentlichen politischen 
Kommunikation durch das Internet ein noch laufender Prozess ist, dessen Ende nicht absehbar 
ist. Es spricht wenig dafür, dass mit einer annähernden Vollabdeckung der Bevölkerung (oder 
zumindest wesentlicher Teile davon) mit Online-Zugängen sich ein neues technisches Medium 
etabliert hat und fortan in einer gewissen Form dauerhaft seine Rolle spielt. Vielmehr ist Online-
Kommunikation durch eine erhebliche Dynamik sowohl in der technischen Entwicklung wie 
auch der sozialen und kulturellen Aneignung gekennzeichnet, die in wesentlichen Generatio-
nenbrüchen bei der Nutzung von Medien ihren Ausdruck findet (Emmer et al. 2006; Schmidt et 
al. 2009: 6) - und das auch im politischen Kontext (vgl. auch Hartmann & Krotz in diesem 
Band). 
Infolge dieser Dynamik nimmt der Forschungsbedarf hinsichtlich zukünftiger Entwicklun-
gen der politischen Online-Kommunikation eher noch zu als ab, da weitere Transformationen 
der politischen Öffentlichkeit zu erwarten sind. Aber auch der Überblick über den Forschungs-
stand zu den klassischen politischen Mediennutzungs- und Wirkungsmustern online und offline 
zeigt, dass viele Fragen, etwa zum Agenda Setting oder zur persuasiven Online-Kommuni-
kation, erst ansatzweise beantwortet sind. Da viele Studien hierzu nur explorativen oder Fallstu-
diencharakter haben, ist die Herausforderung hier nicht zuletzt eine methodische: Es gilt, die 
Qualität und damit die Aussagekraft der Forschung durch Verknüpfung von Datenquellen und 
von methodischen Ansätzen sowie insbesondere durch elaborierte, den jeweiligen Forschungs-
problemen angemessene Untersuchungsdesigns (im Bereich der Wirkungsforschung v.a. expe-
rimentelle oder Paneluntersuchungen mit Mehrfachmessung) zu verbessern. 
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